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Boklagto

Arntsgerieht Achern

Urteil

lm Namen des Volkes

KlJgör

Rhoinstraßo 25, T7B1F Brihl

Ei r r ;G EGA NiC t -N l

Prozessbevollmächtigte:
RÄ. Dr.  Ammann u. Kol l

ge96n

Eearnter Deutsch/.  a.G,.

Prozes s bevollnracn tiote:

wegen Fcrderung

H:',tr,1üTffilcliff::rn ohne rnündriche Verhandruns semäß g 4e5a Zpo dLrrch Direktor

für Recht erkannt;

Die Eekragte r,'iirc verurteirt, arr den Kräger 173,31€ nebst Zinsen in Höhe vcn 5 pro_
zentpunkten über dem jeweils gültigen Basiszinssatz seit dem 22.10.200g sowie vorgerichtriche Anwajtshonorare in Höhe von 39,00 € zu bezahren

Die Beklagte trägt die Kosten des Rechts$treits.

In dom Rechtsstreit



3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

4" Die Berufung wird nicht zugelassen.

Ohne Tatbestand gemäß g 313 a ZpO

Entpchei{unqsgrünSg:

Die eulässige Klage isi begrundet

Dem Kläger stehen die geltend

unfallgeschädigien person gegen
249lf .  urrd 398 BGB zu,

1 Der Kläger ist aktivlegitimicrt,

Der Kläger geht aus abgetretenenr Recht ats neuer Gläubrger uncJ somit im eigenen
Namen geqen die Beklagte vor. Fr erledigt keine fremden Rcchtsangelegenheiten.
Der Hinweis der geklagten auf Artikel 1 $ 1 Reclrtsberatungsgeserz oeht teht D;rs
Rechtsberatungsgesetz ist rnrt wrrkung rum 01.07.200g durch das neue Rechts-
dienstleistungsgesetz ersetzt worden. Die zurn Rechtsberatungsgesetz behandelte
Prc,blematik der Sicherungsabtretung und ctie Verwirklichung dieser Rechte aus der
sicherungsahrrede spielt daher keine Rollc nrehr. Der Klager geht auulr rricht aus ei-
ner $icherungsabtretung. sondern aus einer Voilabtretung vor.

Dem Kläger steht auch der Höhe nach die geltend gemachte resfliche Gebrjhr frjr die
Erstättung des sachverständigengutächtens vom 22 0g.2008 zu. Die Ersatzfdhigkeit
von sachverständigenkosten zur Ermittlunq der Hohe des ersatzfdhigen schadens
nach Verkehrsunfällen ist seft geraumer Zeit in der Rechtsprechung umstritten. Das
Amtsgericht Achcrn hält jedcch an seiner bisherigen Rechtsprechung zuf Er.qatzfd-
higkeit derartiger Kosten fest (beispierhaft AG Achern in DAR 1g9g, 220, 1 c 171106,
1 C 176/06 und 1 C 283/06).

Das Honorar sleht dem Klager gemaß $$ 631, 632 Abs. 2 BGB eu. Der verlräq ist

gemachlen Anspruche aus abgerretenem Recht cler
die Bektagre gemäß gg 7 Abs. 1, 17 SIVG, 3 pftvc



3 -

ein werkvertrag' Das vonn Kläger berechnete llonorar slellt die ubliclre Vergütung rm
$inne von $ s32 Abs' 2 BGB cjar. Die übliche Vergütung muss <Jeshaib herarrgezo-
5;en werden. da eine bestinrmte Vergütung nicht vereinbafi war und eine Taxe rm
sinne von $ 632 Abs' 2 BGB tür die ürstellung von schadensgutachten cter hier frag-
licherr Art nicht besteht' LJnter Bezugnahrne auf die Rechtsprechung des BGh rn
NJW 2006 seite 2472 ff' und unter Bezug auf die Gründe der oben genannten ver-
fahren des Amtsgerichts Achern ist die Honorarberechnung des Krägers unter
Zugrundelegung cier vorgeiegten Ergebnisse der BVSK-Honorarbefragung
2005/2000 nicht zu beanstanden. Der BGH hat in der oben zitierten Entscheicir.rrrq
zum einen klargestellt, dass ein sachverstäncJiger, der ftir Routinegutachten - wre im
vorliegenden Fall - eine an der schaderrshöhe orrentierte angerne$scne pauscharie-
rung seiner Honorare vornimrnt, nicht die ihm vorrr Gesetz eingeräumten Grenzen
seines Gestaitungsspielraunres überschreitet. Zum anderen stellt der BGH klar dass
aus dem [Jrnstand' dass die Mitglicder des BV$K in der von diesern durchgeführten
Bcfragung I lonorare arrgegeben haben, die ztt unterschiecJlichen Beträgen geführt
haben' nicht al lein das Fehlen einer üblichen Vcrgütung hergeteitet werrJen kann. Bei
der Ermittlung der üblichen Vergülung müsserr Ausrerßer unberucksichtigt bieiben.
Entscheidend ist vielmehr der Bereich, in dern sich die Mehrzahl und darnit die tiie
Übt;cht<eit bestimmenden Werte halten

Der Kläger hat bei seiner Honorarberechnung zwar den Flonorarkorrjdor, dor vori 40
tris 60 % der befragten Mitglieder des Verbandes angesetzt wirc fur tjen Bereich der
Postleitzahl 7 zwar gerirrgfügig überschriften {für die angesetzten Reparaturkosten
inklusive merkantirer Mindenvefi in Höhe von b.76s,g4 € brutto wäre an sich ein
Hochstbetrag von s03,00 € vorgeschen, der Kräger hat netto s38,00 € berechnet):
diese geringfÜgige Überschreitunq von etwa 7 0Ä ist jedoch nicht zu beanstanden. Zu
berücksrchtigen ist, dass die Befragung aus dem Jahre 2005/2006 cjatiert und die Be-
rcchnung des sachverstäncligen zwei Janre spater er4,olgte. Angesichts der preis-
steigerungen in den vergangenen zwei Jahren rnuss die Honorartabelle entspre*
chend erhöht werden.

Auch hinsichtl ich der Nebenkosten bleibt das Goricht bei seiner Auffassung, dass
diese ebenfalls pauschaliert nach rjer BVSK-Honorarbefragung sbgercchnet werderr
kÖnnen Die billige Abrechnung nach Gegenstandswerl bedingt nrcht, dass die anrre-



_ J _

fallenen Fahrtkosten beispielsweise vorr der Vergütung bereits erfässt sind. Der Klä-ger ist deshalb nicht gehindert, diese gesonderl abzurechnen An dre Regerung des $5 Abs 2 Nr' 2 JVEG zur Höhe des Fahftkostenansatzes ist er dabei nicht gebundenDies girr auch fur die geforderten Aufwendungerr für schreib- und Fotokoslerr.

Der Krage war daher mrt der Kosrenforge aus $ g1 Zpo staftzugebe'.

Die Entscheidung riber die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf $$ 70g zilfer 11,711 ,  713  ZFO.

Die Voraussetzungen für die zurassung der Berufung riegen nrcht vor, $ 511 zpo

Köpfler
Direktor des,Anrtsgerichts
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Ki i rger

Pr oziss,s6sy6llmä chtiqte :
RA. Dr.  Amrnnnn u. Kot i , ,  Rheinstreßc ?5. 77BlS Batht

gegen

HUK-coburg t-iatto,rt5nflnterstürzungs-Ka$se kraftf B*amter Deurschr, a.G..vc-rtr. d. d. Vorstand Rolf."peter Hceneir,
Eneetbergstr  2 t ,  79023 Frerburo

Srrk l ' t$te

Prozesslrevoilmäcf r tiqte :

wegcn f ordcrur)g

irirt clös Ämtsgericht Achern ohne mündfiche Verhanc,rung genräß $ a05a zpodurch Direkror des Amtsgeriöhts Köofler

für Recht erkannr:

Die Beklagte wirc verurreirt,  an den Kräger 106,sJ € nefist zinsen in Höhe
zentpunkten uber dem jeweils güJtigen Basjszinssatz seit dem 30.08 2008
gerichtl iche Anwartsh'norare in Höhe von 39,00 € zu beeahren

?. Dic Beklagte trägt tlie Kosten cles Rcclrtsstreits

vcn 5 Pro-

sowie vOf-



a

3 D;rs l-Jrteil rst vorlaufig vollstreckiia* 
- il -

4. Drr: Berufung wird nicht Zugelasscn

Ohne Tatbestand gemäß g 513 a ZpO

E nls ch gid u nq.sq rlinUe,i

Die:ul l issitqe Klagc rst bcg*indot'  Dam Klägei srehen cl ie gertend gernachien Ansprü-chc aus abgetrelenem Recht der urrfallgeschiidigten person gegen dre geklagte gemäßgg 7 hos. j ,  I  Z SrVG, 3 pflvG, Z4g ff,  und 398 BGB zu.

1. Der Kiäger ist aktivlegjt imrerl,

Der Kläger geht aus alrgetretene m Recht vor und besorgt danrit als rleuer Gläubrgereigene Angelegrcnheiten uncJ nir:ht frernde Angelegenheiten im Sinne cles Rechls_dienstieisttlngsgesetzes' Der Hinwrris cler Boklagten auf cie unwirksamkeit des Ab-tretungsverträgos weqen Vcrstoßes gegen das Recrrtsheralungsgesetz geht lehr;das Rechlsberatungsge$etz ist mit Wirkung zum 01.07.200g außer Krafl gctretenttnd durch clas Rechtsdienstlerstunqsgesetz erset"t worden. Der unfail urrd die A'tre-tung erfolgtett ttaclt dem 01 07 200ii [Jie ium Rechtsberatungsgesetz diskutierleProblemalik cjor wirksamkeit der sicheru'gsarrrretunq und der Besorgung fremderAngelegenheiten besteht jetzl nichr mehr.

2 Dern Krager steht aucn cJer Hörre irach q,ie gertend gemachtä Gebuhr fur ,Jie Erstat-tung des sachverstäncligengutachtens vom 22.08.100.9 zu, Die [rsatzfähigkeit vurrSachverständigenkosten eur Ernrit,rlurrg der Höhe cJes er_satzfahrgen Schaclerr$ nachVerkehrsunfä'en ist seit *erarrrner zeit in der Rechtsprccrrung urnstri*en. Das Anits-geticht Achern hält jedoch an seiner bisht_:riqen Rechtsprechung zur Ersatzfahigkertdererrliger Kosten fest (vql. trersprelhaft Amtsgericht l\chern in DAR 1ggg, lz0, 1 c171106, 1 C 176/06 und 1 C ?S3/0s)



Das fJonorar $teht clern KJäger genräf3 si cl,'. (i32 Abs ;j ßGg:u, Der Verlrag rstettt werkvertracl' Das vont Klager bercchnete Honorar stellt tl ie utriiche Vergirtrrng irnsinne vorr g ti32 Abs. ? BGB dar. Die übliche Vergutung muss ceshalb rreranclezo_qen wercJen. rja eine hestimnrtt. Vergütunq nicht vereinLrart r.,'rar und eine Taxc irnsrnne von $ 632 Abs' 2 BGB fLir die Erste'ung; von schaclensqutäcnten der hier frag-lichen Art nicht besteht- unter Bezugnahme ar.ri rjie Rechtsnrechung crcs BGH inNJW 2006' seito 2472 ff. uncj unter Bc-zug auf die Grunde der oben qenannten Fni_scheidunqen des Amtsgerichts Achern jst cjie Honorarbercchnupg des Klägers r-rrrterZugrundelegung der vorgelegten Ergei:nisse der g\rSK_Honorarbefra-r;ung
200512006 nicl'tt :u beanstanc,en. Der BGH hat in der oben zilierten Entsche,c,ungzunt einen klargestellt ' rjass ein sachverstänciiger, tler für Ror-rtinegutachten - wie irrrvorltegenden Fall _ eine an der Schadenslröhe orir-:ntierte angemessene pauschalie_
rung seiner Honorare vornimmt, nicht die ihnr vonr Gesctz eingeräurnten Grenzensernes Gestarturrgsspielraurnes uberschreitet zum anderen siert der sGH krar-. rJassäus dem umstand' rJass cjie Mitgliec.ler des BVSK in der vön diesem rJurchgefuhrten
Befragtrng Honorare ängegeben habcn' die zu unterschiecJliclrcri Beträgen geführttraben' nicht alleirr cjas Fehien einer üblichen ver,qlrtung herg'rertet wertien kan'r. Beiccr Erntittiurrg cler uhliciren Verqiliung mussen Ausreißer unberücksichtigt breiberr.Enlscheidend ist vieimehr der Bereich, in denr sich rjie Mehrealrl uncj darmit dier diriÜOticnteit bestimmenden Weile hallerr.

Der Kräger hat zwar ,cen Honorarkorridoi iür die ,ron ihrri ermitterte schadenshiihe
$eringfllqlg überschritten; aufgrurrtj tJer seit züas/20o6 stattgetuncenen ergemeinenFreiserhöhungen isr clres jerJoch nicht ;u beanstancen. Dre entsprechenden Hono-rarkorridore sirrd ri;rch obr;n hin Ltnzupassen.

Auch hinsich'ich der lJebenkosten bleibt ri;ls Gericht bei seiner Arffassung, <1asst'iese ebenfails pausch;rriert nach cJer BVSK-Honorarbelragung aDgcrechnct werdenkÖnnen Die ili l l ige Abrechnung nach Gegerst;:rrcrswert bedingt nicht. dass dre anr.1e-lallenen Fahrtkosten beispieisr,veise yon cjer Verqutung erfasst seien. Der Kl;jger istOeshalb nicht gehirrtlefl, cJiese gesonclert sbzurecirnen An clie Regeiung dcs g SAbs' 2 Nr 2 JVEG zur Höhe cies Fahrtkostenersiiizes ist er danei nicht gebuncenDies giJt arrc;' riir die geforderlen Aufwendungcn fur schreib- und Fotokosten.



Der Klagg- war dahoi r'rt r,+r Kostenfr.,rgeluu* s g1 zpo statfrugeben,

:: ;::ffiung 
uber die v6lrpsfl'-,e Vcrnsrreckbarkeit berurrl auf {g 7a8 ziflo:r 11.

Dre Vorausselzungen für die zurassung der Berufung l iegen nrcht vcr, $ s11 zpo

Köpfter
Direktor des Anrtsgerrcnts
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